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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch die Vorsitzende Senatspräsidentin 

Dr. Büsser sowie den Hofrat Dr. Pürgy und die Hofrätin Dr.in Sembacher als 

Richter, unter Mitwirkung des Schriftführers Mag. Schara, in der 

Revisionssache des M H, vertreten durch Raphael Seidler, Rechtsanwalt in 

1010 Wien, Fleischmarkt 3-5/14, gegen das Erkenntnis des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 12. November 2020, W252 2168815-1/10E, 

betreffend Angelegenheiten nach dem AsylG 2005 und dem FPG (belangte 

Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl), den Beschluss gefasst: 

I. Die Revision wird zurückgewiesen. 

II. Das Verfahren betreffend die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wird 

eingestellt. 

Begründung: 

1 Der Revisionswerber, ein Staatsangehöriger Somalias, stellte am 

7. September 2015 einen Antrag auf internationalen Schutz. Begründend 

brachte er vor, von Mitgliedern der al-Shabaab bedroht worden zu sein. 

2 Mit Bescheid vom 14. Juli 2017 wies das Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl (BFA) den Antrag des Revisionswerbers vollinhaltlich ab, erteilte ihm 

keinen Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen, erließ gegen 

ihn eine Rückkehrentscheidung, stellte fest, dass seine Abschiebung nach 

Somalia zulässig sei, und legte eine Frist für die freiwillige Ausreise fest. 

3 Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht 

(BVwG) die dagegen erhobene Beschwerde des Revisionswerbers nach 

Durchführung einer Verhandlung als unbegründet ab und sprach aus, dass die 

Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig sei.  

4 Dagegen richtet sich die vorliegende außerordentliche Revision. 

5 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 
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Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

6 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen. 

7 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

8 Die Revision wendet sich in ihrem Vorbringen zur Zulässigkeit gegen die 

Beweiswürdigung des BVwG. Zudem liege ein Feststellungsmangel im 

Hinblick auf die Clanzugehörigkeit des Revisionswerbers vor. 

9 In der gesonderten Zulassungsbegründung ist konkret darzulegen, in welchen 

Punkten die angefochtene Entscheidung von welcher Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes abweicht bzw. konkret welche Rechtsfrage der 

Verwaltungsgerichtshof uneinheitlich oder noch gar nicht beantwortet hat 

(vgl. VwGH 21.12.2020, Ra 2020/14/0422, mwN). Eine 

Zulassungsbegründung, die bloß pauschale Behauptungen, jedoch keine 

konkrete Rechtsfrage und auch keine Bezugnahme auf Judikatur enthält, 

entspricht diesen Anforderungen nicht (vgl. VwGH 30.11.2020, 

Ra 2020/20/0328, mwN).  

10 Im Übrigen lässt das Vorbringen in der Revision nicht erkennen, dass die 

Beweiswürdigung des BVwG unvertretbar wäre (vgl. zum diesbezüglichen 

Maßstab etwa VwGH 13.2.2020, Ra 2019/19/0310, mwN).  
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11 In der Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne 

des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision 

war daher zurückzuweisen. 

12 Angesichts dieses Ergebnisses kommt der Frage, ob die Revision rechtzeitig 

erhoben wurde und gegebenenfalls eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

in Betracht zu ziehen ist, nur mehr theoretische Bedeutung zu, weshalb sich 

eine Entscheidung in der ebenso anhängigen Wiedereinsetzungssache erübrigt 

(vgl. VwGH 8.9.2014, Ra 2014/06/0016, mwN). Das diesbezügliche Verfahren 

war daher mangels rechtlichen Interesses des Revisionswerbers nach Art. 133 

Abs. 6 Z 1 B-VG im Sinne des § 33 Abs. 1 VwGG einzustellen 

(vgl. VwGH 25.10.2018, Ra 2018/07/0383). 

W i e n ,  am 23. März 2021 

 


